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SCHULDENBREMSE

Hört ihr Leut‘…
Rede anlässlich der Wiederaufstellung der 

Schulden- und Vermögensuhr vor dem 

Hauptgebäude der Uni

Für jemand, der sich seit 
vielen Jahren mit den Auswir-
kungen oder besser: den Aus-
wüchsen hiesiger Bildungspo-
litik herumschlägt - und dies ist 
neben der Interessenvertretung 
der Lehrer_innen, die in der 
GEW organisiert sind, das große 
Thema auch der Mitgliederzeit-
schrift dieser Organisation, der 
Hamburger Lehrerzeitung, kurz 
hlz genannt, für die ich hier stehe 
-, gibt es eine sehr enge Verbin-
dung zu dem, was sich hier durch 
die Zahlen der Vermögens- und 
Schuldenuhr abbildet. Kurz ge-
fasst: Es geht um die Ungleich-
heit. Die gibt es, wenn wir die 
Menschheitsgeschichte betrach-
ten, vielleicht von Anbeginn, 
aber es geht natürlich um das 
Heute. Um die gegenwärtigen 
Strukturen der Ungleichheit zu 
erkennen oder richtig zu deuten, 
genügt ein kleiner Auslug in die 
jüngere Geschichte gerade auch 
der Bildungspolitik. 

Seit Beginn von dem, was 
wir Schulplicht nennen, sticht 
die Ungleichheit ins Auge: Für 
diejenigen, die arbeiten sollten, 
sah man die sogenannte Volks-
bildung vor, für diejenigen, die 
das Sagen hatten und dafür Sor-
ge trugen, dass ihre Kinder diese 
Rolle auch weiterhin innehaben, 
eine sogenannte Höhere Bildung. 
Das hat sich, auch wenn sich die 
Gewichte verschoben haben, 
im Wesentlichen erhalten. Das 
in Hamburg als Reformmodell 
gehandelte 2-Säulen-Modell, 
also die Verteilung der 10-jähri-
gen Kinder auf Gymnasium und 
Stadtteilschule, perpetuiert diese 
Ungleichheit, die uns seit 150 
oder 200 Jahren begleitet.

Perpetuiert oder zumindest ge-

festigt wird durch diese Spaltung 
der Gesellschaft in bildungsferne 
und bildungsnahe Bevölkerungs-
schichten eben auch die Vermö-
gens- und Einkommensvertei-
lung. Womit wir bei dem, was 
uns die Schulden- und Vermö-
gensuhr an Erkenntnis mit auf 
den Weg geben soll, angekom-
men wären.

Ich bin mit vielen Leuten, die 
ich hier in Hamburg als Gäste 
herumgeführt habe, auch immer 
an der, man muss ja jetzt sagen: 
alten Schulden- und Vermögens-
uhr vorbeigefahren und musste 
immer wieder feststellen, wie 
schwierig es doch ist, klar zu ma-
chen, warum das Ganze spiegel-
bildlich zu sehen ist, dass eben 
jedem Schuldtitel ein Vermö-
genstitel gegenüber steht. Denn 
dies ist die zentrale Botschaft, 
die man, wenn man über diese 
Frage diskutiert, immer wieder 
vermitteln muss. Dies steht im 
Gegensatz zu dem, was man 
uns beigebracht hat: Dass man 
eben nicht mehr ausgeben darf, 
als man hat. Gegen eine derart 
eingehauchte Krämerseele, die 
darüber hinaus ständig von den 
Medien und der Wissenschaft 
gefüttert wird, ist es schwer an-
zustinken.

In Bezug auf die Staatshaus-

halte ist die Mentalität der Krä-
merseele fatal. Zunächst einmal 
versuche ich deswegen mit Ver-
gleichen aus der Lebenspraxis 
und der Wirtschaft Zweifel an 
der Richtigkeit dieser Logik zu 
streuen. Wollten eure Eltern sich 
ein Haus oder eine Wohnung 
kaufen, so hatten sie nur einen 
bestimmten Teil der Kaufsumme 
als Eigenkapital. Für den Rest 
machten sie Schulden bei der 
Bank, die sie über Jahrzehnte 
hinweg abbezahlten. In der Re-
gel ging die Rechnung auf, da 
die Wertsteigerungen abzüglich 
der gesparten Miete höher wa-
ren als die Zinsen, die man hätte 
kriegen können, wenn man das 
Geld gespart hätte. Näher am 
Thema dran könnte man sagen: 
die Investition hat sich gelohnt. 
Die Bauindustrie oder besser: 
Immobilienbranche arbeitet mit 
fünf Prozent Eigenkapital, der 
Rest wird fremdinanziert. Das 
provoziert die Frage, warum 
der Staat nicht mehr Vertrauen 
in die Bevölkerung setzt, indem 
sie eben auch deutlich mehr aus-
geben kann, als sie zurzeit ein-
nimmt. Und dieses Mehr an Aus-
gaben betrifft, auf Deutschland 
bezogen, keineswegs nur die 
notwendigen Mehrausgaben für 
die soziale und sonstige öffent-
liche Infrastruktur einschließlich 
der Bildungsausgaben, auf die 
ich noch zu sprechen komme, 
sondern auch die Krise innerhalb 
der EU. Konkret: Es sind not-
wendige Mehrausgaben, um die 
nicht zuletzt durch die deutsche 
Wirtschaftspolitik verursachten 
ökonomischen Ungleichgewich-
te auszugleichen. Ungleichhei-
ten, die sich sozial vor allem in 
der unterschiedlichen Beschäfti-
gungslage zeigen.

Dass die von der ökonomi-
schen Krise geplagten vor al-
lem südlich gelegenen Länder 
innerhalb der EU dermaßen die 
Schnauze voll haben, dass quasi 
50 Prozent der Bevölkerung in 
diesen Ländern nicht mehr mit-
machen wollen, zeigt sich über-
deutlich an den Wahlergebnis-

Die durch das 
Lohndumping entstandene 
Nachfragelücke hätte der 

Staat entweder durch 
Steuererleichterungen 

oder direkte Investitionen 
ausgleichen müssen
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sen. Sei es in Italien der Erfolg 
der Fünf-Sterne-Bewegung zu-
sammen mit den Rechtspopulis-
ten von der Lega, sei es in Frank-
reich der an sich ja linke Mélen-
chon zusammen mit Marine Le 
Pen oder in Spanien die nicht 
ganz so starke Podemos – es ist 
quasi die Hälfte der Bevölke-
rung, die nicht mehr mitspielen 
will und deshalb bereit ist, diese 
Europaskeptiker bis -gegner zu 
wählen. Und warum dies? Kurz 
gefasst: Weil die Deutschen un-
fair gespielt haben. 

Mit Einführung des Euro wur-
de immer wieder gesagt, dass das 
ganze System nur funktionieren 
könne, wenn die Haushalts- und 
Wirtschaftspolitik parallel laufe. 
Voraussetzung dafür sei – und 
so war es abgemacht –, dass sich 
die Lohnentwicklung entlang 
der Produktivitätssteigerung der 
jeweiligen Volkswirtschaften zu 
orientieren habe. 

Genau an diese Abmachung 
hat sich die deutsche Regie-
rung nicht gehalten. Sie hat 
über 10,15 Jahre Lohndumping 
betrieben. Dadurch hat sie sich 
Wettbewerbsvorteile auf Kosten 
der übrigen EU-„Partnerländer“ 
verschafft.

Das ist die Ursache dafür, dass 
die „Partnerländer“ jetzt so in 

der Grütze hängen und ‚wir‘ ver-
gleichsweise gut dastehen. Das 
ist auch der Grund dafür, dass 
in der deutschen Bevölkerung 
im Hinblick auf die EU gegen-
wärtig wenig Widerstand zu be-
merken ist. So ist das eben, wenn 
– frei nach Marx – die Leute 
Gänseblümchen für ihre Ketten 
spendiert kriegen. Für viele ist 
ja nicht selten neben dem Rei-

henhaus das Zweitauto und die 
Kreuzfahrt schon Standard. Ef-
fekte, von denen vor 150 Jahren 
Karl Marx in Bezug auf England 
gesagt hat, sie schüfen eine Ar-
beiteraristokratie. Der britische 
Imperialismus hatte damals so 
viel Reichtum ins Land gespült, 
dass tatsächlich große Teile der 
Arbeiterschaft – wie Marx sagte 
– „bestochen“ werden konnten. 

Ähnliches meine ich hier in 
Deutschland erkennen zu kön-
nen. Dass die Leute hier so ru-
hig sind, hängt vor allem damit 
zusammen, dass es zurzeit eine 
vergleichsweise gute Beschäf-
tigungslage gibt. Die hat – wie 
gesagt – ihren Grund im jahre-
langen Lohndumping, begleitet 
von einer restriktiven Haushalts-
politik, womit wir beim Thema 
Staatsverschuldung angelangt 
sind.

Anknüpfend an die Ängste 
großer Teile der deutschen Be-
völkerung, dass ein Mehr an 
Staatsverschuldung in Inlation 
enden müsse, im Wesentlichen 

mitgetragen von Schäuble, aber 
auch von Olaf Scholz, die stän-
dig davon redeten, dass man 
nicht mehr ausgeben könne, als 
man einnehme, kam es 2009 zu 
einem Schulterschluss der Par-
teien, der einen ausgeglichenen 
Haushalt als Verfassungsgebot 
festschrieb. Die so genannte 
‚Schuldenbremse‘ war geboren, 
wohlwissend, dass beispielswei-
se die Japaner seit Jahren Politik 
mit deutlich höheren Ausgaben 
als sie Einnahmen haben, ihre 
Wirtschaft stützen. Gegenwärtig 
beträgt deren Schuldenstand 240 
Prozent ihres Sozialproduktes – 
Deutschland hat dagegen seine 
Schuldenquote jetzt auf unter 60 
Prozent gedrückt. Im Vergleich 
zu Japan sind die Amerikaner 
mit 110 Prozent Verschuldung 
geradezu bescheiden. Beide 
Länder leben scheinbar ganz gut 
damit. Klar gibt es dort auch gro-
ße Probleme, aber die sind nicht 
grundsätzlich anderer Natur als 
in Ländern wie Deutschland 
oder besser: als in der EU mit 

Ich hoffe, dass die vorgetragenen Gedanken im Zusammenhang mit der tollen Aktion 

hier diese Uhr wieder zu installieren, mit dazu beitragen können, den Widerstand 

gegen soziale Ungleichheit zu pushen.    

Joachim Geffers 

Rede (überarbeitet) am 27.6.2018 anlässlich der Wiederaufstellung der Schulden- 

und Vermögensuhr auf dem Gelände der Universität 
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BU: Und läuft und läuft… Die zentrale Botschaft muss lauten, warum das Ganze 
spiegelbildlich zu sehen ist, dass eben jedem Schuldtitel ein Vermögenstitel 
gegenüber steht. JG 
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Und läuft und läuft… Die zentrale Botschaft muss lauten, dass jedem 

Schuldtitel ein Vermögenstitel gegenüber steht
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Was die Schulden- und 
Vermögensuhr uns zeigt, 
ist quasi die pekuniäre 
Widerspiegelung der 

materiellen Ungleichheit in 
diesem Land.



48 hlz – Zeitschrift der GEW Hamburg 9-10/2018

deutlich niedrigeren Verschul-
dungsgraden. 

Wenn also angesichts der ak-
tuellen Krise innerhalb der EU 
von deutscher Seite besonders 
reklamiert wird, dass Länder wie 
Italien sich wegen mangelnder 
Haushaltsdisziplin jetzt in eine 
untragbare Verschuldung hinein-
manövriert hätten – gegenwärti-
ger Schuldenstand: 170 Prozent 
des Sozialprodukts –, dann gilt 
es zu bedenken, dass es aufgrund 
der restriktiven Ausgabenpolitik 
des deutschen Staates, im Verein 
mit dem erwähnten Lohndum-
ping, bei uns an Binnennachfra-
ge fehlte, was die Importe zu-
rückgehen bzw. stagnieren ließ. 
Hierdurch stagnierten die Preise, 
was wiederum zusätzlich die 
Wettbewerbsposition der deut-
schen Wirtschaft stärkte. 

Beides traf die übrigen EU-
Mitgliedsländer, so dass diese 
keine andere Wahl hatten, als 
durch höhere Staatsausgaben zu-
mindest die soziale Balance zu 
halten. 

Damit keine Missverständ-
nisse aufkommen: Die verfas-
sungsrechtlich verankerte Tarif-

autonomie garantiert, dass sich 
der Staat bei der Ausgestaltung 
der Löhne rauszuhalten hat. 
Insofern sind die Tarifpartner, 
was die Verantwortung für die 
Lohnentwicklung angeht, mit 
im Boot bzw. hierfür verant-

wortlich. Bloß hätte der Staat 
entweder durch Steuererleichte-
rungen oder direkte Investitio-
nen die entstandene Nachfrage-
lücke ausgleichen müssen. Also 
Mehrausgaben auf allen Ebenen 
der staatlichen Aufgaben, wobei 

hierbei nicht zuletzt die Bildung 
zu nennen ist, und – wie nur zu 
oft von linker Seite gefordert – 
vor allem Steuererleichterungen 
für die unteren Einkommensbe-
zieher_innen, weil dies direkt 
zu erhöhter Nachfrage geführt 
hätte. Stattdessen betrieb man 
dank selbst auferlegtem Verdikt, 
sprich: Schuldenbremse, eine 
Sparpolitik, die letztendlich zu 
Lasten der übrigen EU-Länder 
gehen musste und für die ge-
genwärtigen Ungleichgewichte, 
namentlich den immensen Han-
delsbilanzüberschuss der deut-
schen Wirtschaft, verantwortlich 
ist. Darüber reden ja jetzt alle. 

Dabei ist ein sich selbst ver-
stärkender Effekt nicht zu über-
sehen. Die relative Schwäche der 
anderen EU-Mitgliedsländer, die 
den Euro als Währung eingeführt 
haben, sorgt dafür, dass der Kurs 
des Euro an den Devisenmärk-
ten eher niedrig gehalten wird. 
Auf jeden Fall bildet er nicht die 
Stärke der deutschen Wirtschaft 
ab. Gäbe es nämlich die D-Mark 
noch, dann würde diese Politik so 
nicht funktionieren. Dann würde 
über die hohen Handelsbilanz-

Abbildung 5.3.2-1:  Öffentliche Ausgaben für Bildung (Primar- bis Tertiärbereich) in Relation zum Bruttoinlandsprodukt 
2014  
in %
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Quelle: Eigene Darstellung auf Basis von Tabelle B4.1 in OECD, Bildung auf einen Blick 2017

Gäbe es nämlich die 
D-Mark noch, würde 

durch die hohen 
Handelsbilanzüberschüsse 

die D-Mark so stark 
nachgefragt, dass der Kurs 

massiv stiege und damit 
die deutschen Produkte 

entsprechend teurer 
würden. Dieses Regulativ 

ist durch die Schaffung des 
Euros ausgeschaltet.
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überschüsse die D-Mark so stark 
nachgefragt, dass der Kurs stiege 
und damit die deutschen Produk-
te entsprechend außerhalb des 
Euro-Wirtschaftsraumes teurer 
würden. Dieses Regulativ ist 
durch die Schaffung des Euros 
ausgeschaltet. Die von ofizieller 
Seite immer wieder vorgetrage-
ne Auffassung von der Attrak-
tivität deutscher Produkte, die 
allein die über Jahre anhaltenden 
Exportüberschüsse erklären soll, 
erhält hierdurch deutliche Krat-
zer – wenn sie sich nicht gänz-
lich als Mär diskreditiert.

Dieser Wechselkursmechanis-
mus im Verein mit dem beschrie-
benen Lohndumping und der 
zu niedrigen Investitionsquote 
seitens des Staates hängen also 
zusammen. Ich denke, das ist 
der Zusammenhang, den man 
Menschen, die jetzt auf diese 
Uhr gucken, versuchen muss 
klar zu machen. Ich weiß, dass 
dies keine leichte Aufgabe ist an-
gesichts der in den Köpfen ein-
gemeißelten Vorstellungen, die 
mehr denen der „schwäbischen 
Hausfrau“ entsprechen als den-
jenigen, die sich einer Gesamt-
verantwortung in Hinblick auf 
den Bestand der EU verplichtet 
fühlen. 

Zum Schluss: Da ich hier ja 
für eine Bildungsgewerkschaft 
stehe, will ich noch einmal den 
Finger in die Wunde legen: die 
Investitionen in Bildung, die 

wohl wichtigste Investition in 
die Zukunft. Eigentlich ist es 
ja unnötig, weil so oft gesagt, 
nochmals zu betonen, dass das 
so ist, weil Deutschland ein 
rohstoffarmes Land ist. Umso 
skandalöser ist es, dass Deutsch-
land für Bildung tatsächlich nur 
4,2 Prozent des Sozialprodukts 
ausgibt – ich habe mir vorhin 
die Zahlen noch einmal heraus-
gesucht. Damit liegen wir im 
unteren Drittel der EU-Staaten! 
Die skandinavischen Länder bei-
spielsweise geben an die sieben 
Prozent aus. Es ist schlicht un-
verantwortlich, dass hierzulande 
nicht deutlich mehr für Bildung 
ausgegeben wird. Für Schulen 
und auch, wo wir hier auf den 
Campus sind, für die Unis. Wir 
als Gewerkschafter_innen krie-
gen ja mit, unter welch schwieri-
gen Bedingungen die Leute hier 
arbeiten müssen. Die haben, was 
weiß ich, wie viel Jahre studiert, 
promoviert und arbeiten zum 
Teil zu Hungerlöhnen, kriegen 
oftmals nur diese Kettenverträ-
ge und, und... Da müsste viel 
mehr Geld investiert werden. 
Und noch mal: Wir sehen es in 
Skandinavien: diese Länder sind 
ja auch kapitalistisch strukturiert 
und haben trotzdem ein Einheits-
schulsystem, in dem nicht der 
einen Hälfte nach der 4. Klasse 
gesagt wird: „Du bist nicht gut 
genug.“ Die Voraussetzung also, 
auch in kapitalistischen Ländern 

zu mehr sozialer Gerechtigkeit 
zu gelangen, liegt in der Bil-
dung. Solange man allein durch 
das gegliederte Schulsystem auf 
Spaltung und auf Konkurrenz 
setzt, legitimiert man damit nicht 
nur die Gegensätze von arm und 
reich, sondern schafft damit die 
Voraussetzung, dass sich die 
Spaltung der Gesellschaft in Pri-
vilegierte und Underdogs fort-
setzt oder gar vertieft. Was die 
Schulden- und Vermögensuhr 
uns zeigt, ist quasi die pekuniäre 
Widerspiegelung dessen.

Ich hoffe, dass die vorgetra-
genen Gedanken im Zusammen-
hang mit der tollen Aktion hier, 
diese Uhr wieder zu installieren, 
mit dazu beitragen können, den 
Widerstand gegen soziale Un-
gleichheit zu pushen. 

JOACHIM GEFFERS

Rede (überarbeitet) gehalten 
am 27.6.2018 anlässlich der 
Wiederaufstellung der Schulden- 
und Vermögensuhr auf dem Ge-
lände der Universität.
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Abbildung 3: Entwicklung des deutschen Handelsbilanzsaldos nach Regionen (Waren)

Quelle: Statistisches Bundesamt; eigene Berechnungen

Produktivität

Wie immer ist es schwierig, 
Begriffe, die sich auf viele Va-
riable beziehen, eindeutig zu 
formulieren. Dies betrifft auch 
den Begriff der Produktivität. 
Meist wird Produktivität mit 
Arbeitsproduktivität gleichge-
setzt. Damit ist die Verände-
rung des wirtschaftlichen Out-
puts bei gleichem Arbeitseins-
atz gemeint. (Montierte ein Ar-
beiter im zurückliegenden Jahr 
aufgrund besserer Organisation 
oder technischen Fortschritts 
am Tag im Durchschnitt in 
der selben Zeit 106 statt 100 
Reifen, entspricht dies einer 
Produktivitätssteigerung von 6 
Prozent). Wenn die Parameter 
für die Messung von Periode 
zu Periode gleich bleiben, gibt 
die ermittelte Kennzahl eine 
relativ verlässliche Orientie-
rung über die Veränderung der 
Leistungsfähigkeit einer Volks-
wirtschaft wieder.
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